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nisse der Abteilungen für Arbeit (Arbeitsschutz) und 
der Arbeitsschutzinspektoren werden durch Verord­
nung geregelt.

(2) Die staatliche Kontrolle über die Verwirk­
lichung der gesetzlichen Bestimmungen auf dem 
Gebiete des Arbeitsschutzes und der Unfallverhü­
tung üben die staatlichen Inspektionen des Ministe­
riums für Arbeit und Gesundheitswesen aus.

c J B e s o n d e r e r S c h u t z d e r J u g e n d l i c h e n  
u n d  F r a u e n

§ 45
(1) Jugendliche unter 16 Jahren sowie werdende 

und stillende Mütter werden zur Nachtarbeit nicht 
zugelassen.

(2) Untertagearbeit im Bergbau ist für Jugend­
liche unter 16 Jahren sowie für werdende und stil­
lende Mütter verboten.

§ 46
Für den Gesundheitsschutz der schwangeren 

Frauen wird die Dauer der Wochenhilfe auf fünf 
Wochen vor der Geburt und auf sechs Wochen nach 
der Geburt festgesetzt.

§ 47
Arbeitsschutzbestimmungen für erwerbstätige 

Frauen und Jugendliche sind durch das Ministerium 
für Arbeit und Gesundheitswesen bis zum 31. Juli 
1950 zu erlassen.

d) A r b e i t s s c h u t z k l e i d u n g

§ 48
Die Werksleitungen sind verpflichtet, die vom 

Ministerium für Handel und Versorgung nach den 
Anweisungen vom Ministerium für Arbeit und Ge­
sundheitswesen zugeteiIte Arbeitsschutzkleidung und 
Arbeitsschutzmittel nach den festgesetzten Normen 
an die Arbeiter und Angestellten kostenlos auszu­
geben. Die Kontrolle über die richtige Verteilung 
von Arbeitsschutzkleidung und Arbeitsschutzmitteln 
wird von den Arbeitsschutzkommissionen (Arbeits­
schutzobleute) und von den Arbeitsschutzinspek­
toren ausgeübt.

e) G e s u n d h e i t s f ü r s o r g e
§ 49

Die Verbesserung der ärztlichen Betreuung der 
Arbeiter und Angestellten und die Arbeitsbefreiung 
im Krankheitsfalle sind durch die Verordnung vom 
16. Oktober 1947 der früheren Deutschen Verwal­
tung für Arbeit- und Sozialversorgung und der 
früheren Deutschen Zentralverwaltung für das Ge­
sundheitswesen gesichert.

§ 50
Die Bevollmächtigten für die Sozialversicherung 

sind als gewerkschaftliche Organe für die Verbes­
serung der ärztlichen Betreuung und für die Wahr­
nehmung der Rechte der Versicherten des Betriebes 
mitverantwortlich.

§ 51
Die Werksleitungen und die Besitzer von Betrie­

ben sind verpflichtet, die Sozialversicherungsbeiträge 
fristgemäß an die Sozialversicherungskassen abzu­
führen. Die nicht rechtzeitige Abführung von Bei­
trägen ist strafbar.

X.
Die weitere Verbesserung der materiellen und 
kulturellen Lage der Arbeiter und Angestellten

§ 52
(1) Die Werksleitungen sind verpflichtet, die Arbeit 

der Werksküchen zur Entlastung des Haushaltes der 
Arbeiter und Angestellten und zur Erhöhung ihres 
Reallohnes ständig zu verbessern. Die Verbesserung 
der Qualität des Essens, die größere Abwechslung 
und Auswahl im Speisezettel und die Belieferung 
zu angemessenen Preisen ist sicherzustellen.

(2) Die Arbeitsschutzinspektoren haben zur Unter­
stützung der Betriebsgewerkschaftsleitung die Qua­
lität der in den Werksküchen verarbeiteten Lebens­
mittel und das Essen zu kontrollieren.

§ 53
Das Ministerium für Handel und Versorgung ist 

verantwortlich für bevorzugte Belieferung der 
Werksküchen mit qualitativ hochwertigen Nahrungs­
mitteln in abwechslungsreicher Folge.

§ 54
Das Ministerium für Handel und Versorgung wird 

beauftragt, für die Arbeiter in den Schwerpunkt­
betrieben, vor allen im Bergbau, besondere Ver­
kaufsstellen einzurichten, um die bevorzugte Be­
lieferung mit qualitativ hochwertigen Lebensmitteln 
sicherzustellen.

§ 55
Die Arbeiter in den Betrieben sind mit guter und 

preiswerter Berufskleidung zu versorgen. Das Mini­
sterium für Handel und Versorgung trifft die er­
forderlichen Maßnahmen.

§ 56
Die Werksleiter (Besitzer) werden verpflichtet, 

Maßnahmen für den Bau von Wohnungen und für 
die Verbesserung der Wohnverhältnisse der Arbei­
ter und Angestellten des betreffenden Betriebes zu 
ergreifen.

§ 57
Die Werksleitungen der volkseigenen Betriebe 

sind verpflichtet, die kulturelle Gestaltung der Frei­
zeit der Arbeiter und Angestellten durch entspre­
chende Einrichtungen zu fördern.

§ 58
Der Kulturdirektor in volkseigenen Betrieben ist 

verantwortlich für die Unterstützung und Förderung 
der kulturellen Bestrebungen der Arbeiter und An­
gestellten. Er führt in enger Zusammenarbeit mit 
der Betriebsgewerkschaftsleitung die Kontrolle über 
die Erstellung der im Investitionsplan vorgesehenen 
Kulturbauten und die richtige Verwendung der da­
für bereitgestellten Materialien und Finanzmittel 
durch. Maßnahmen zur Verbesserung der kulturellen 
Einrichtungen sind im Betriebsvertrag festzulegen.


